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Religion und 
Weltanschauung6.

Artikel 39
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die
Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekennt-
nisses sind unverletzlich.

(2) Jeder hat das Recht, seine Religion oder Weltan-
schauung ungestört, allein oder mit anderen, privat oder 
öffentlich auszuüben. Die Ausübung einer Religion oder 
Weltanschauung darf die Würde anderer nicht verletzen.

Artikel 40
Für das Verhältnis des Freistaats zu den Religions-
gesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
gilt Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundes-
republik Deutschland vom 23. Mai 1949*; er ist  
Bestandteil dieser Verfassung.

* Artikel 140 Grundgesetz  
Recht der Religionsgesellschaften
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 
11. August 1919** sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.

** Artikel 136 Weimarer Reichsverfassung (WRV)
Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.

Der Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentli-
chen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden 
haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu 
fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete 
statistische Erhebung dies erfordert.

Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur
Teilnahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen

Eidesform gezwungen werden.

Artikel 137 WRV
Es besteht keine Staatskirche.

Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. 
Der Zusammenschluss von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichs-
gebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

Jeder hat den Glauben, den er will.

Grundsätzlich Trennung 
zwischen Staat und Religion.


